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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. UWG: Rechtsmissbräuchliches Abmahnverhalten 
Urteil vom 07.03.2024, Az: I ZR 83/23  

2. FamFG, HGB, PartGG: Beschwerderecht im Firmenmissbrauchsverfahren 
Beschluss vom 05.03.2024, Az: II ZB 13/23  

3. VAG: Fehlerhaftigkeit einer Limitierungsmaßnahme 
Urteil vom 20.03.2024, Az: IV ZR 68/22  

4. ZPO:Unmögliche Einreichung als elektronisches Dokument 
Beschluss vom 14.03.2024, Az: V ZB 2/23  

5. ZPO, BGB: Umstellung von Grenzscheidungs- auf Grenzfeststellungsantrag 
Urteil vom 23.02.2024, Az: V ZR 111/23  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. UWG: Rechtsmissbräuchliches Abmahnverhalten 

Urteil vom 07.03.2024, Az: I ZR 83/23 
a) Der Geltendmachung einer Vertragsstrafe wegen Verstoßes gegen die Unterlas-
sungspflicht aus einem aufgrund einer missbräuchlichen Abmahnung geschlossenen 
Unterlassungsvertag kann der Einwand des Rechtsmissbrauchs entgegenstehen (vgl. 
BGH, Urteil vom 14. Februar 2019 - I ZR 6/17, GRUR 2019, 638 [juris Rn. 33 f.] = 
WRP 2019, 727 - Kündigung der Unterlassungsvereinbarung). 
 
b) Die Frage, ob die Geltendmachung der auf einer Unterlassungsvereinbarung beru-
henden Vertragsstrafe rechtsmissbräuchlich ist, beurteilt sich nach den allgemeinen 
Grundsätzen von Treu und Glauben (§ 242 BGB), wobei die Umstände, die im Rah-
men des § 8c Abs. 1 UWG nF (§ 8 Abs. 4 UWG aF) einen Rechtsmissbrauch begrün-
den, auch im Rahmen der Prüfung des Rechtsmissbrauchs nach § 242 BGB herangezo-
gen werden können (vgl. BGH, GRUR 2019, 638 [juris Rn. 17 f. und 33 f.] - Kündi-
gung der Unterlassungsvereinbarung). 
 
c) Von einem rechtsmissbräuchlichen Abmahnverhalten ist auszugehen, wenn sich der 
Gläubiger bei der Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs überwiegend von 
sachfremden Gesichtspunkten leiten lässt (vgl. BGH, Urteil vom 26. Januar 2023 - I 
ZR 111/22, GRUR 2023, 585 [juris Rn. 40] = WRP 2023, 576 - Mitgliederstruktur, 
mwN). Ohne Hinzutreten weiterer Indizien kann dies regelmäßig nicht allein deshalb 
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angenommen werden, weil der Gläubiger die geltend gemachten Unterlassungsansprü-
che in einer Vielzahl von Fällen trotz ausgebliebener Unterwerfungserklärungen der 
Schuldner nicht gerichtlich weiterverfolgt hat. 
 

  
2. FamFG, HGB, PartGG: Beschwerderecht im Firmenmissbrauchsverfahren 

Beschluss vom 05.03.2024, Az: II ZB 13/23 
Der ein Firmenmissbrauchsverfahren Anregende hat weder ein Beschwerderecht ge-
gen die eine Verfahrenseinleitung ablehnende Entscheidung des Registergerichts noch 
gegen die Beendigung eines auf seine Anregung hin eingeleiteten Verfahrens. 
 

  
3. VAG: Fehlerhaftigkeit einer Limitierungsmaßnahme 

Urteil vom 20.03.2024, Az: IV ZR 68/22 
a) Die Fehlerhaftigkeit einer an § 155 Abs. 2 VAG zu messenden Limitierungsmaß-
nahme lässt die materielle Wirksamkeit einer Prämienanpassung, die im Übrigen auf 
einer den Anforderungen des § 155 Abs. 1 VAG entsprechenden Nachkalkulation be-
ruht, unberührt. Die Fehlerhaftigkeit der Limitierungsentscheidung führt lediglich 
dann zu einer Anpassung der vom Versicherungsnehmer geschuldeten Prämie, soweit 
dieser durch die fehlerhafte Limitierungsentscheidung konkret beeinträchtigt ist. 
 
b) Der Versicherungsnehmer trägt die Beweislast dafür, dass die Limitierungsentschei-
dung den Anforderungen des § 155 Abs. 2 VAG nicht entspricht und er hierdurch in 
seinen Rechten beeinträchtigt ist. 
 

  
4. ZPO:Unmögliche Einreichung als elektronisches Dokument 

Beschluss vom 14.03.2024, Az: V ZB 2/23 
Die Glaubhaftmachung der vorübergehenden Unmöglichkeit der Einreichung eines 
Schriftsatzes als elektronisches Dokument bedarf einer aus sich heraus verständlichen, 
geschlossenen Schilderung der tatsächlichen Abläufe oder Umstände. Hieran fehlt es, 
wenn die glaubhaft gemachten Tatsachen jedenfalls auch den Schluss zulassen, dass 
die Unmöglichkeit nicht auf technischen, sondern auf in der Person des Einreichers 
liegenden Gründen beruht (im Anschluss an BGH, Beschluss vom 17. Januar 2024 - 
XII ZB 88/23 , BeckRS 2024, 2621). 
 

  
5. ZPO, BGB: Umstellung von Grenzscheidungs- auf Grenzfeststellungsantrag 

Urteil vom 23.02.2024, Az: V ZR 111/23 
a) Weder Verfahrensfehler in erster Instanz noch die Wahrung von Verfahrensgrund-
rechten eröffnen die Möglichkeit zur Einlegung einer Anschlussberufung nach Ablauf 
der Anschlussberufungsfrist gemäß § 524 Abs. 2 Satz 2 ZPO (Anschluss an BGH, Be-
schluss vom 25. Januar 2022 - VIII ZR 359/20 , BGHZ 232, 284 Rn. 37 ff. ). 
 
b) Die Umstellung von einem Grenzscheidungsantrag ( § 920 BGB ) auf einen Grenz-
feststellungsantrag stellt keine Klageerweiterung ( § 264 Nr. 2 ZPO ) dar, wenn der 
Kläger seinen Anträgen jeweils denselben Grenzverlauf zugrunde legt. Für eine solche 
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Änderung des Klageantrags in der Berufungsinstanz bedarf es weder der Einlegung ei-
ner Anschlussberufung nach § 524 ZPO noch der Einhaltung der Voraussetzungen des 
§ 533 ZPO . 
  

 

 


